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80. Kundmachung: Erklärung Nigers und der Elfenbeinküste zum Internationalen Abkommen
zur Unterdrückung des Handels mit volljährigen Frauen.

8 1 . Kundmachung: Annahme des Protokolls, betreffend die Abänderung des in Genf abgeschlos-
senen Übereinkommens zur Unterdrückung des Frauen- und Kinderhandels
und des in Genf abgeschlossenen Abkommens zur Unterdrückung des Handels
mit volljährigen Frauen, durch weitere Staaten.

82. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens über Zollerleichterungen
im Reiseverkehr.

83. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Zusatzprotokolls zum Abkommen über
Zollerleichterungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr von Werbeschriften
und Werbematerial für den Fremdenverkehr.

84. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches des Abkommens über den Straßenverkehr.

85. Kundmachung : Beitritt Rumäniens zum Protokoll über Straßenverkehrszeichen.

86. Kundmachung: Ausdehnung des Geltungsbereiches der Konvention über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge.

87. Notenwechsel: Österreichisch-finnisches Gastarbeitnehmerabkommen.

8 8 . Viertes Zusatzprotokoll zum Allgemeinen Abkommen über die Privilegien und Immunitäten
des Europarates — Bestimmungen betreffend den Europäischen Menschen-
rechtsgerichtshof.

8 0 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1962, betreffend Erklärung
Nigers und der Elfenbeinküste zum Inter-
nationalen Abkommen zur Unterdrückung
des Handels mit volljährigen Frauen vom

11. Oktober 1933.

Nach Mitteilung des Generalsekretärs der
Vereinten Nationen haben seit der Kund-
machung BGBl. Nr. 111/1959 über den Gel-
tungsbereich des Internationalen Abkommens
zur Unterdrückung des Handels mit volljährigen
Frauen, BGBl. Nr. 317/1933, Niger und die
Elfenbeinküste am 25. August 1961 beziehungs-
weise am 8. Dezember 1961 erklärt, sich an
dieses Abkommen für gebunden zu erachten,
dessen Anwendung vor Erreichung der Unab-
hängigkeit bereits auf Niger und die Elfenbein-
küste ausgedehnt wurde.

Gorbach

8 1 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1962 über die Annahme des
Protokolls vom 12. November 1947, betref-
fend die Abänderung des in Genf am 30. Sep-
tember 1921 abgeschlossenen Übereinkom-
mens zur Unterdrückung des Frauen- und
Kinderhandels und des in Genf am 11. Okto-
ber 1933 abgeschlossenen Abkommens zur
Unterdrückung des Handels mit volljährigen

Frauen, durch weitere Staaten.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind folgende weitere
Staaten dem Protokoll vom 12. November 1947,
betreffend die Abänderung des in Genf am
30. September 1921 abgeschlossenen Überein-
kommens zur Unterdrückung des Frauen- und
Kinderhandels und des in Genf am 11. Oktober
1933 abgeschlossenen Abkommens zur Unter-
drückung des Handels mit volljährigen Frauen,
BGBl. Nr. 204/1950, beigetreten:

Griechenland, Irland.

Gorbach

16 37
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82. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1962, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Abkommens
über Zollerleichterungen im Reiseverkehr

vom 4. Juni 1954.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 76/1961 folgende Staaten dem Ab-
kommen über Zollerleichterungen im Reisever-
kehr, BGBl. Nr. 131/1956, beigetreten be-
ziehungsweise haben folgende Staaten Er-
klärungen abgegeben:

Staaten :
Hinterlegung der
Beitrittsurkunde :

Rumänien (mit Vor- 26. Jänner 1961
behalt)

Norwegen 10. Oktober 1961
Die Regierung des Vereinigten Königreiches

von Großbritannien und Nordirland hat er-
klärt, daß die Anwendung dieses Abkommens
auf folgende Gebiete erstreckt wird:

1. am 9. Jänner 1961 auf St. Christopher,
Nevis und Anguilla,

2. am 15. September 1961 auf Trinidad und
Tobago.

Der Vorbehalt Rumäniens hat folgenden
Wortlaut:

„Die Rumänische Volksrepublik betrachtet
sich an die Bestimmungen des Artikels 21,
Absatz 2 und 3 dieses Abkommens nicht ge-
bunden. Die Rumänische Volksrepublik ist der
Ansicht, daß Meinungsverschiedenheiten über
die Auslegung und Anwendung dieses Ab-
kommens einem Schiedsspruch nur dann unter-
worfen werden können, wenn alle am Streitfalle
interessierten Vertragsstaaten einem Schieds-
verfahren zustimmen und nur jene Personen als
Schiedsrichter tätig werden, die mit Zustimmung
aller am Streitfall beteiligten Vertragsstaaten
nominiert werden."

Gorbach

8 3 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1962, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches des Zusatzpro-
tokolls zum Abkommen über Zollerleichte-
rungen im Reiseverkehr, betreffend die
Einfuhr von Werbeschriften und Werbe-
material für den Fremdenverkehr vom

4. Juni 1954.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 73/1961 folgende Staaten dem Zu-
satzprotokoll zum Abkommen über Zollerleich-
terungen im Reiseverkehr, betreffend die Einfuhr

von Werbeschriften und Werbematerial für den
Fremdenverkehr, BGBl. Nr. 131/1956, beigetre-
ten beziehungsweise haben folgende Staaten
Erklärungen abgegeben:

Staaten :
Datum der Hinterlegung

der Beitrittsurkunde:

Rumänien (mit Vor- 26. Jänner 1961
behalt)

Norwegen 10. Oktober 1961
Die Regierung des Vereinigten Königreiches

von Großbritannien und Nordirland hat erklärt,
daß die Anwendung dieses Zusatzprotokolls auf
folgende Gebiete erstreckt wird:

1. am 9. Jänner 1961 auf St. Christopher,
Nevis und Anguilla,

2. am 15. September 1961 auf Trinidad und
Tobago.

Nigeria hat am 26. Juni 1961 erklärt, sich an
dieses Zusatzprotokoll gebunden zu erachten.

Der Vorbehalt Rumäniens hat folgenden
Wortlaut:

„Die Rumänische Volksrepublik betrachtet
sich an die Bestimmungen des Artikels 15, Ab-
satz 2 und 3 dieses Zusatzprotokolls nicht gebun-
den. Die Rumänische Volksrepublik ist der
Ansicht, daß Meinungsverschiedenheiten über die
Auslegung und Anwendung dieses Abkommens
einem Schiedsspruch nur dann unterworfen wer-
den können, wenn alle am Streitfalle interessier-
ten Vertragsstaaten einem Schiedsverfahren zu-
stimmen und nur jene Personen als Schiedsrichter
tätig werden, die mit Zustimmung aller am
Streitfall beteiligten Vertragsstaaten nominiert
werden."

Gorbach

84. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1962 über die Ausdehnung
des Geltungsbereiches des Abkommens über
den Straßenverkehr vom 19. September 1949.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen sind seit der Kundmachung
BGBl. Nr. 75/1961 folgend« weitere Staaten
dem Abkommen über den Straßenverkehr vom
19. September 1949, BGBl. Nr. 222/1955, bei-
getreten beziehungsweise haben folgende Staaten
Erklärungen abgegeben:

1. R u m ä n i e n hat am 26. Jänner 1961
seine Beitrittsurkunde zu diesem Abkommen
hinterlegt und hiebei folgenden Vorbehalt er-
klärt:

„Die Rumänische Volksrepublik erklärt sich
an die Bestimmungen des Artikels 33, nach denen
jede Meinungsverschiedenheit über die Aus-
legung oder Anwendung dieses Abkommens
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dem Internationalen Gerichtshof auf Antrag
eines der beteiligten Vertragsstaaten zur Ent-
scheidung vorgelegt wird, nicht gebunden. Die
Rumänische Volksrepublik ist der Ansicht, daß
die Zustimmung aller Streitparteien in jedem
einzelnen Fall notwendig ist, um eine Meinungs-
verschiedenheit dem Internationalen Gerichts-
hof zur Entscheidung vorzulegen."

Rumänien hat überdies in Übereinstimmung
mit Anhang 4 Absatz 3, als Unterscheidungs-
zeichen den Buchstaben —R— bekanntgegeben.

2. D i e R e p u b l i k K o n g o (Léopoldville)
hat am 6. März 1961 erklärt, sich an dieses Ab-
kommen sowie an dessen Anhänge gebunden zu
erachten.

3. D i e R e p u b l i k N i g e r hat am
25. August 1961 erklärt, sich an dieses Ab-
kommen gebunden zu erachten, dessen An-
wendung vor Erreichung der Unabhängigkeit
bereits auf Niger ausgedehnt wurde.

Niger hat überdies in Übereinstimmung mit
Anhang 4 Absatz 3 als Unterscheidungszeichen
die Buchstabengruppe —NIG— bekanntgegeben.

4. G r i e c h e n l a n d hat in Übereinstim-
mung mit Anhang 4 Absatz 3 als Unterschei-
dungszeichen die Buchstabengruppe —GR—
bekanntgegeben.

5. A u s t r a l i e n hat am 3. Mai 1961 die
Ausdehnung dieses Abkommens auf das Treu-
handgebiet Neuguinea und auf Papua bekannt-
gegeben.

6. N e u s e e l a n d hat am 29. November
1961 die Ausdehnung dieses Abkommens auf
das Treuhandgebiet von Westsamoa bekannt-
gegeben.

In Übereinstimmung mit Artikel 2 Absatz 1
dieses Abkommens werden die Anlagen 1 und 2
dieses Abkommens von der Anwendung auf
Westsamoa ausgeschlossen.

Neuseeland hat in Übereinstimmung mit
Anhang 4 Absatz 3 als Unterscheidungszeichen
für Westsamoa die Buchstabengruppe —WS—
bekanntgegeben.

7. D i e R e g i e r u n g d e s V e r e i n i g t e n
K ö n i g r e i c h e s v o n G r o ß b r i t a n n i e n
u n d N o r d i r l a n d hat die Ausdehnung des
Geltungsbereiches dieses Abkommens auf
folgende Gebiete, deren internationale Be-
ziehungen vom Vereinigten Königreich von
Großbritannien und Nordirland wahrgenommen
werden, bekanntgegeben:

a) F ü r H o n g k o n g am 12. Jänner 1962
mit folgenden Vorbehalten und Erklärungen:

„Im Zusammenhang mit Artikel 26 dieses
Abkommens müssen zum internationalen Ver-
kehr im Gebiet von Hongkong zugelassene

Fahrzeuge, entsprechend den Gesetzen von
Hongkong vom Hereinbrechen der Dunkelheit
an, nachts oder wenn die Witterung es erfordert,
nach vorne ein weißes Licht und nach hinten
einen roten Rückstrahler zeigen.

Ferner hat die Regierung von Hongkong er-
klärt, daß sie:

i) gemäß den Bestimmungen des Artikels 2
Absatz 1 dieses Abkommens den Anhang 1
und 2 von der Anwendung ausschließt;

ii) gemäß den Bestimmungen des Anhanges 6
Abschnitt IV, lit. b dieses Abkommens
sich das Recht vorbehält, an Zugfahr-
zeugen nur einen Anhänger, an Sattelfahr-
zeugen jedoch keinen Anhänger zuzulassen.
Ferner werden Sattelfahrzeuge nicht zur
Personenbeförderung gegen Miete oder
Entgelt zugelassen.

Im Zusammenhang mit Anhang 6 Abschnitt II
Absatz 1 — Beleuchtung — bestimmt die Ge-
setzgebung von Hongkong, daß jedes Motor-
fahrzeug, außer den Krafträdern mit oder ohne
Seitenwagen, mit einem Richtungsanzeiger der
Beleuchtungstype zu versehen ist, die in diesem
Absatz angegeben ist."

b) Für die B a h a m a - Inseln am 3. August
1961 mit folgender Erklärung:

Gemäß Artikel 2 Absatz 1 dieses Abkommens
wird der Anhang 1 und 2 von der Anwendung
ausgeschlossen.

8. D a h o m e y hat am 5. Dezember 1961
erklärt, sich an dieses Abkommen für gebunden
zu erachten, dessen Geltungsbereich bereits vor
Erreichung der Unabhängigkeit auf Dahomey
ausgedehnt wurde. Dahomey hat überdies in
Übereinstimmung mit Anhang 4 Absatz 3 als
Unterscheidungszeichen die Buchstabengruppe
—DY— bekanntgegeben.

9. D i e E l f e n b e i n k ü s t e hat am 8. De-
zember 1961 erklärt, sich an dieses Abkommen
gebunden zu erachten, dessen Geltungsbereich
bereits vor Erreichung der Unabhängigkeit auf
die Elfenbeinküste ausgedehnt wurde.

Gorbach

8 5 . Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 28. Feber 1962, betreffend den Beitritt
Rumäniens zum Protokoll über Straßenver-

kehrszeichen vom 19. September 1949.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen ist seit den Kundmachungen
BGBl. Nr. 65/1961 und BGBl. Nr. 66/1961
Rumänien am 26. Jänner 1961 dem Protokoll
über Straßenverkehrszeichen vom 19. September
1949, BGBl. Nr. 222/1955, beigetreten.
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Rumänien hat folgenden Vorbehalt erklärt:
„Die Rumänische Volksrepublik erklärt sich

an die Bestimmungen des Artikels 62, nach
denen jede Meinungsverschiedenheit über die
Auslegung oder Anwendung des Protokolls dem
Internationalen Gerichtshof auf Antrag eines
der beteiligten Vertragsstaaten zur Entscheidung
vorgelegt wird, nicht gebunden. Die Rumänische
Volksrepublik ist der Ansicht, daß die Zu-
stimmung aller Streitparteien in jedem einzelnen
Fall notwendig ist, um eine Meinungsverschieden-
heit dem Internationalen Gerichtshof zur Ent-
scheidung vorzulegen."

Gorbach

86. Kundmachung des Bundeskanzleramtes
vom 7. März 1962, betreffend die Ausdeh-
nung des Geltungsbereiches der Konvention
über die Rechtsstellung der Flüchtlinge vom

28. Juli 1951.

Nach Mitteilung des Generalsekretariates der
Vereinten Nationen haben seit der Kund-
machung BGBl. Nr. 100/1958 folgende Staaten
ihre Ratifikations- beziehungsweise Beitrittsur-
kunden zur Konvention über die Rechtsstellung
der Flüchtlinge vom 28. Juli 1951, BGBl. Nr. 55/
1955, beim Generalsekretär der Vereinten Na-
tionen hinterlegt:

N i g e r hat am 25. August 1961 erklärt,
sich an die Konvention gebunden zu erachten,
deren Geltungsbereich vor Erlangung der Unab-
hängigkeit auf Niger ausgedehnt worden war.

Das V e r e i n i g t e K ö n i g r e i c h v o n
G r o ß b r i t a n n i e n u n d N o r d i r l a n d
hat erklärt, daß der Geltungsbereich der Kon-
vention auf folgende Gebiete, deren internatio-
nale Beziehungen vom Vereinigten Königreich
wahrgenommen werden, erstreckt wird:

1. Am 11. Juli 1960 auf die F ö d e r a t i o n
v o n R h o d e s i e n u n d N j a s s a l a n d ,

2. Am 11. November 1960 auf B a s u t o -
l a n d , B e t s c h u a n a l a n d u n d S w a s i -
l a n d .

Das Vereinigte Königreich hat folgende Vor-
behalte erklärt:

a) Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland ist
der Meinung, daß die Artikel 8 und 9 sie
nicht hindern, im Kriegsfall oder im Fall
anderer schwerer und außergewöhnlicher
Verhältnisse im Interesse der nationalen
Sicherheit in der Föderation von Rhodesien
und Njassaland sowie in Basutoland,
Betschuanaland und Swasiland hinsichtlich
eines Flüchtlings mit Rücksicht auf seine
Staatsangehörigkeit Maßnahmen zu ergrei-
fen. Die Bestimmungen des Artikels 8
können die Regierung des Vereinigten Kö-
nigreiches von Großbritannien und Nord-
irland nicht hindern, ihre Rechte hinsicht-
lich der Vermögen und Interessen

auszuüben, die sie als alliierte oder assozi-
ierte Macht kraft eines Friedensvertrages
oder jedes anderen Vertrages oder Abkom-
mens zur Herstellung des Friedens erwor-
ben hat oder erwerben wird, welcher im
Gefolge des zweiten Weltkrieges geschlos-
sen wurde oder geschlossen werden wird.
Überdies haben die Bestimmungen des
Artikels 8 keine Wirkung für die Behand-
lung, die auf Vermögen oder Interessen
Anwendung findet, die im Zeitpunkt des
Inkrafttretens der Konvention für die
Föderation von Rhodesien und Njassaland,
Basutoland, Betschuanaland und Swasiland
im Gefolge eines Kriegszustandes, der zwi-
schen der Regierung des Vereinigten
Königreiches von Großbritannien und
Nordirland und einem anderen Staat be-
steht oder bestanden hat, unter die Kon-
trolle der genannten Regierung gestellt
sind.

b) Die Regierung des Vereinigten Königreiches
von Großbritannien und Nordirland
stimmt der Anwendung der Bestimmungen
der Z. 2 des Artikels 17 auf die Föderation
von Rhodesien und Njassaland, Basuto-
land, Betschuanaland und Swasiland unter
der Bedingung zu, daß die Worte „drei
Jahre" durch die Worte „vier Jahre" er-
setzt werden und daß lit. c wegfällt.

c) Die Regierung des Vereinigten König-
reiches von Großbritannien und Nordir-
land kann sich nur verpflichten, die Be-
stimmungen der lit. b der Z. 1 des Artikels
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24 und der Z. 2 desselben Artikels auf die
Föderation von Rhodesien und Njassaland
im Rahmen des Gesetzes anzuwenden.

d) Die Regierung des Vereinigten König-
reiches von Großbritannien und Nordir-
land kann sich nicht verpflichten, daß die
Bestimmungen der Z. 1 und 2 des Arti-
kels 25 auf die Föderation von Rhodesien
und Njassaland, Basutoland, Betschuana-
land und Swasiland angewendet werden; sie
kann sich nur verpflichten, daß die Be-
stimmungen der Z. 3 auf die Föderation
von Rhodesien und Njassaland, Basuto-
land, Betschuanaland und Swasiland im
Rahmen des Gesetzes angewendet werden.

K a m e r u n hat am 23. Oktober 1961 er-
klärt, sich an die Konvention gebunden zu erach-
ten, deren Geltungsbereich vor Erlangung der
Unabhängigkeit auf Kamerun ausgedehnt wor-
den war.

Der H e i l i g e S t u h l hat am 17. Novem-
ber 1961 gemäß Artikel 1 Abschnitt B Z. 2 er-
klärt, daß der Heilige Stuhl die Verpflichtungen
durch Annahme der Alternative b des Artikels 1
Abschnitt B Z. 1 erweitert.

Die E l f e n b e i n k ü s t e hat am 8. Dezem-
ber 1961 erklärt, sich an die Konvention gebun-
den zu erachten, deren Geltungsbereich vor
Erlangung der Unabhängigkeit auf die Elfen-
beinküste ausgedehnt worden war.

S c h w e d e n hat am 20. April 1961 erklärt,
seinen anläßlich der Ratifikation erklärten Vor-
behalt in bezug auf Artikel 14 mit Wirkung vom
1. Juli 1961 an zurückzuziehen.

J u g o s l a w i e n hat eine Erklärung abge-
geben, daß hinsichtlich der auf Grund dieses Ab-
kommens übernommenen Verpflichtungen die
in Artikel 1 Abschnitt a enthaltenen Worte
„Ereignisse, die vor dem 1. Jänner 1951 einge-
treten sind" so verstanden werden sollen, daß
sie sich auf Ereignisse beziehen, die vor dem
1. Jänner 1951 in Europa oder anderswo einge-
treten sind.

G r i e c h e n l a n d hat eine Erklärung abge-
geben, daß hinsichtlich der auf Grund dieses Ab-
kommens übernommenen Verpflichtungen die
in Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte
„Ereignisse, die vor dem 1. Jänner 1951 einge-
treten sind" so verstanden werden sollen, daß
sie sich auf Ereignisse beziehen, die vor dem
1. Jänner 1951 in Europa oder anderswo einge-
treten sind.

Ferner hat Griechenland folgende Vorbehalte
erklärt:

„1. Die Königlich Griechische Regierung be-
hält sich das Recht vor, aus Gründen der natio-
nalen Sicherheit und öffentlichen Ordnung die
Verpflichtungen aus den Artikeln 8, 26, 28, 31
und 32 auszusetzen.

2. Nach Ansicht der Königlich Griechischen
Regierung enthalten die in den Artikeln 11, 24
Abs. 3 und 34 enthaltenen Bestimmungen Emp-
fehlungen und keine verbindlichen Verpflich-
tungen.

3. Die Bestimmungen des Artikels 13 be-
ziehen sich nicht auf Rechte und Pflichten an
beweglichem und unbeweglichem Eigentum,
welche solchen Personen vor ihrer Aufnahme als
Flüchtlinge in Griechenland zustanden.

4. Die Königlich Griechische Regierung wird,
insofern das Entgelt bei Beschäftigung gemäß
Artikel 17 betroffen ist, den Flüchtlingen nicht
weniger Rechte gewähren als jene, welche gene-
rell fremden Staatsbürgern gewährt werden.

5. Öffentliche Unterstützungen gemäß Arti-
kel 23 sollen als Unterstützungen auf Grund der
allgemeinen Gesetze und Bestimmungen des
Landes gewährt werden. Außerordentliche Maß-
nahmen, welche die Königlich Griechische Regie-
rung ergriffen hat oder aus Gründen besonderer
Umstände zugunsten einer besonderen Gruppe
griechischer Bürger ergreift, sollen nicht auto-
matisch auf jenen Personenkreis ausgedehnt wer-
den, welcher unter die Bestimmungen dieser
Konvention fällt.

6. Die Königlich Griechische Regierung akzep-
tiert weder noch nimmt sie, insoweit Griechen-
land betroffen ist, den zweiten Abschnitt der
Vorbehalte an, welche von der Türkischen Regie-
rung zur Zeit der Unterzeichnung dieser Kon-
vention erklärt wurden."

N e u s e e l a n d hat folgenden Vorbehalt er-
klärt:

„Die Neuseeländische Regierung ist nur in der
Lage, sich gemäß den Bestimmungen des Arti-
kels 24 Abs. 2 der Konvention zu verpflichten,
insoweit es die neuseeländische Gesetzgebung
erlaubt."

Ferner hat Neuseeland eine Erklärung abge-
geben, daß hinsichtlich der auf Grund dieses Ab-
kommens übernommenen Verpflichtungen die
in Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte
„Ereignisse, die vor dem 1. Jänner 1951 einge-
treten sind" so verstanden werden sollen, daß
sie sich auf Ereignisse beziehen, die vor dem
1. Jänner 1951 in Europa oder anderswo einge-
treten sind.

B r a s i l i e n hat erklärt, daß es die Bestim-
mungen der Artikel 15 und 17 von der Anwen-
dung der Konvention ausschließt.

Ferner hat Brasilien eine Erklärung abgegeben,
daß hinsichtlich der auf Grund dieses Abkom-
mens übernommenen Verpflichtungen die in
Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte „Er-
eignisse, die vor dem 1. Jänner 1951 eingetreten
sind" so verstanden werden sollen, daß sie sich
auf Ereignisse beziehen, die vor dem 1. Jänner
1951 in Europa oder anderswo eingetreten sind.
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P o r t u g a l hat eine Erklärung abgegeben,
daß hinsichtlich der auf Grund dieses Abkom-
mens übernommenen Verpflichtungen die in Ar-
tikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte „Ereig-
nisse, die vor dem 1. Jänner 1951 eingetreten
sind" so verstanden werden sollen, daß sie sich
auf Ereignisse beziehen, die vor dem 1. Jänner
1951 in Europa oder anderswo eingetreten sind.

Ferner hat Portugal in Übereinstimmung mit
den Bestimmungen des Artikels 42 Abs. 1 der
Konvention folgende Vorbehalte erklärt:

„1. In Anbetracht der besonderen Beziehungen
zwischen Portugal und Brasilien soll die Behand-
lung, welche brasilianischen Staatsbürgern ge-
währt wird, in keinem Fall zum Zwecke der
Auslegung jeglicher Klausel angewendet werden,
welche den Flüchtlingen jene Meistbegünstigung
zusichert, welche fremden Staatsbürgern gewährt
wird.

2. Die Portugiesische Regierung garantiert jene
Prinzipien verfassungsrechtlicher Natur, welche
dieselben Angelegenheiten betreffen wie die auf
die Ausnahme von der Reziprozität bezüglichen
Bestimmungen dieser Konvention."

K o l u m b i e n hat eine Erklärung abgegeben,
daß hinsichtlich der auf Grund dieses Abkom-
mens übernommenen Verpflichtungen die in Ar-
tikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte „Ereig-
nisse, die vor dem 1. Jänner 1951 eingetreten
sind" so verstanden werden sollen, daß sie sich
auf Ereignisse beziehen, die vor dem 1. Jänner
1951 in Europa oder anderswo eingetreten sind.

A r g e n t i n i e n hat eine Erklärung abge-
geben, daß hinsichtlich der auf Grund diesese
Abkommens übernommenen Verpflichtungen
die in Artikel 1 Abschnitt A enthaltenen Worte
„Ereignisse, die vor dem 1. Jänner 1951 einge-
treten sind so verstanden werden sollen, daß sie
sich auf Ereignisse beziehen, die vor dem 1. Jän-
ner 1951 in Europa oder anderswo eingetreten
sind.

Gorbach

87. Notenwechsel vom 1. Feber 1962 zwi-
schen der Bundesregierung der Republik
Österreich und der Regierung der Republik
Finnland über den Austausch von Gastarbeit-
nehmern zwischen Österreich und Finnland
(Österreichisch-finnisches Gastarbeitnehmer-

abkommen).

ÖSTERREICHISCHE BOTSCHAFT HELSINKI

Helsinki, am 1. Feber 1962

Herr Minister,
Ich beehre mich, Euer Exzellenz unter Bezug-

nahme auf die bisher geführten Verhandlungen
zur Kenntnis zu bringen, daß die österreichische

Bundesregierung, von dem Wunsche geleitet,
die Zusammenarbeit mit Finnland auf sozialem
Gebiet durch den Austausch von Gastarbeit-
nehmern zu erweitern, bereit wäre, unter dem
Vorbehalt der Gegenseitigkeit die nachstehenden
Bestimmungen zur Regelung dieses Austausches
anzuwenden:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

(2) Als Gastarbeitnehmer im Sinne des
Absatzes 1 gelten jene Staatsangehörigen der
vertragschließenden Staaten, die sich in das Ge-
biet des anderen Staates begeben, um dort durch
Beschäftigung in einem Betrieb ihre beruflichen
oder sprachlichen Kenntnisse zu vervollständigen.

(3) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Regel
das 30. Lebensjahr nicht überschritten haben.

Artikel 2

(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein
Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen,
jedoch unter Vorbehalt der Rechtsvorschriften,
welche die Beschäftigung der Ausländer in ge-
wissen Berufen regeln.

(2) Die Zulassung der Gastarbeitnehmer er-
folgt im allgemeinen ohne Rücksicht auf die
Beschäftigungslage in dem betreffenden Berufe;
die vertragschließenden Staaten können jedoch
vereinbaren, daß gewisse Berufe und Gebiete von
der Anwendung des Abkommens ausgenommen
werden.

(3) Sofern ausländische Arbeitnehmer zum
Antrit t einer Beschäftigung einer behördlichen
Genehmigung bedürfen, ist diese für Gastarbeit-
nehmer nicht erforderlich.

Artikel 3

(1) Die Anzahl der Gastarbeitnehmer, die in
jedem der vertragschließenden Staaten zuge-
lassen werden, darf im Kalenderjahr 50 (fünfzig)
nicht überschreiten.

(2) Auf das im Absatz 1 festgelegte Kontingent
zählen alle Gastarbeitnehmer, denen im Laufe
des Kalenderjahres Zulassungen erteilt werden,
unabhängig davon, für welche Dauer sie erteilt
werden und in welchem Zeitpunkt von ihnen
Gebrauch gemacht wird. Gastarbeitnehmer zählen
dann nicht auf das im Absatz 1 festgelegte
Kontingent des laufenden Kalenderjahres, wenn
sie sich auf Grund von Zulassungen in einem
der vertragschließenden Staaten aufhalten, die
bereits im Vorjahr erteilt worden sind.

(3) Wird das im Absatz 1 festgelegte Kontin-
gent von den Gastarbeitnehmern eines der ver-
tragschließenden Staaten im Laufe eines Kalender-
jahres nicht erreicht, so darf dieser weder die
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Anzahl der den Gastarbeitnehmern des anderen
vertragschließenden Staates erteilten Zulassungen
verringern noch den Rest des nicht erschöpften
Kontingentes auf das folgende Kalenderjahr
übertragen.

(4) Die im Absatz 1 genannte Zahl von Gast-
arbeitnehmern kann auf Vorschlag eines der
vertragschließenden Staaten abgeändert werden.
Eine derartige Vereinbarung für das folgende
Kalenderjahr ist spätestens am 1. Dezember zu
treffen.

Artikel 4

(1) Die Dauer der Zulassung darf grundsätz-
lich ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen
in Ausnahmefällen sind bis zur Höchstdauer von
sechs Monaten zulässig.

(2) Nach Ablauf des im Absatz 1 genannten
Zeitraumes darf der Gastarbeitnehmer weder
sein Arbeitsverhältnis fortsetzen noch ein neues
Arbeitsverhältnis im Aufnahmeland eingehen.

Artikel 5

(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer darf
nur unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß
der Gastarbeitnehmer keine andere Beschäfti-
gung ausüben wird als die, für welche die Zu-
lassung erteilt worden ist.

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Be-
schäftigungen in den Betrieben antreten, die von
Streik oder Aussperrung betroffen sind. Bricht
eine solche Streitigkeit während der Dauer eines
Beschäftigungsverhältnisses eines Gastarbeit-
nehmers aus, so sind diesem soweit als möglich
alle Erleichterungen zur Auffindung eines
anderen geeigneten Arbeitsplatzes zu gewähren;
dies gilt auch für Fälle, in denen der Gastarbeit-
nehmer mit seinem Arbeitgeber in Arbeitsstrei-
tigkeiten gerät.

Artikel 6

Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen
werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, verpflichten, sie unter
den gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu
beschäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeits-
verhältnisse von Inländern in den Betrieben
gelten, in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt
werden sollen.

Artikel 7

Auf das Arbeitsverhältnis der Gastarbeit-
nehmer finden alle Vorschriften über die soziale
Sicherheit von Arbeitnehmern Anwendung.

Artikel 8

(1) Personen, die von den Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens Gebrauch machen

wollen, haben ihr Ansuchen der zuständigen
Behörde ihres Staates (Absatz 3) vorzulegen. Das
Ansuchen hat alle für seine Prüfung erforder-
lichen Angaben zu enthalten und muß ins-
besondere anführen, in welchem Beruf und
gegebenfalls in welchem Betrieb der Gastarbeit-
nehmer beschäftigt werden will. Dem Ansuchen
ist ferner ein Leumundszeugnis des Bewerbers
beizuschließen.

(2) Die zuständige Behörde leitet den Antrag,
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die
zuständige Behörde des anderen Staates weiter,
die über die Zulassung entscheidet. Diese Stelle
entscheidet auch über allfällige Verlängerungen
gemäß Artikel 4 Absatz 1.

(3) Die Zulassungsgesuche der österreichischen
Bewerber um einen Arbeitsplatz als Gastarbeit-
nehmer sind an das Bundesministerium für
soziale Verwaltung in Wien zu richten, die-
jenigen der finnischen Bewerber an das Mini-
sterium für Kommunikat ion und allgemeine
Arbeiten.

Artikel 9

(1) Zur Erreichung der mit dem vorliegenden
Abkommen angestrebten Ziele und um soweit
wie möglich Personen zu helfen, die sich um
einen Arbeitsplatz als Gastarbeitnehmer be-
werben, aber nicht in der Lage sind, selbst einen
solchen Arbeitsplatz zu finden, verpflichten sich
die vertragschließenden Staaten, den Austausch
von Gastarbeitnehmern durch alle geeignet
erscheinenden Maßnahmen und unter Beteiligung
der interessierten Organisationen zu fördern
und zu erleichtern.

(2) Die zuständigen Behörden der vertrag-
schließenden Staaten werden ihr möglichstes tun,
um eine Behandlung der Ansuchen in kürzester
Frist zu gewährleisten. Sie werden sich gleich-
falls bemühen, die Schwierigkeiten, die bei der
Einreise, während des Aufenthaltes oder bei der
Ausreise der Gastarbeitnehmer bestehen könnten,
mit größter Beschleunigung zu beseitigen; die
Bestimmungen dieses Abkommens berühren je-
doch nicht die Verpflichtungen der Gastarbeit-
nehmer, die in dem Gebiete der vertragschließen-
den Staaten geltenden Vorschriften über die Ein-
reise, den Aufenthalt und die Ausreise von
Staatsangehörigen fremder Staaten zu erfüllen.

Artikel 10

Die vertragschließenden Staaten vereinbaren
das Nähere über die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die
ein gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie
unterrichten sich gegenseitig über die Ände-
rungen innerstaatlicher Vorschriften auf den
dieses Abkommen betreffenden Gebieten und
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regeln etwaige bei der Auslegung und Durch-
führung dieses Abkommens auftretende
Schwierigkeiten im Wege unmittelbarer Ver-
handlungen.

Artikel 11

(1) Dieses Abkommen wird durch Notenaus-
tausch abgeschlossen; es t r i t t mit Beginn des
zweiten Monates in Kraft, der dem Notenaus-
tausch folgt, und gilt bis zum 31. Dezember des
Jahres, in dem es in Kraft tri t t .

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend als
jeweils für ein weiteres Kalenderjahr verlängert,
sofern es nicht von einem der beiden vertrag-
schließenden Staaten vor dem 1. Juli zum Jahres-
ende schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund des vorliegenden Abkommens aus-
gesprochenen Zulassungen für die vorgesehene
Dauer gültig.

(4) Als Kontingent für den Rest des Kalender-
jahres des Vertragsabschlusses gilt der dem Zeit-
raum vom Inkrafttreten bis zum Jahresende
entsprechende Anteil des in Artikel 3 Absatz 1
festgesetzten Kontingentes.

Ich wäre Euer Exzellenz dankbar, wenn Sie
mir bekanntgeben würden, ob die finnische
Regierung geneigt ist, eine Vereinbarung nach
dem vorstehenden Wortlaut abzuschließen.
Zutreffendenfalls würde der Austausch dieser
Note und Ihrer Antwortnote als ein Abkommen
zwischen unseren Regierungen angesehen werden.

Genehmigen Euer Exzellenz die Versicherung
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Dr. Hobel m. p.

Seiner Exzellenz
Herrn Dr. Ahti K a r j a l a i n e n
Minister der Auswärtigen Angelegenheiten Finnlands
Helsinki

MINISTERIUM DER AUSWÄRTIGEN
ANGELEGENHEITEN FINNLANDS

Helsinki, den 1. Feber 1962

Herr Botschafter,

Ich beehre mich, Ihnen den Empfang der
Note folgenden Inhalts vom 1. Feber 1962 zu
bestätigen:

„Ich beehre mich, Euer Exzellenz unter
Bezugnahme auf die bisher geführten Verhand-
lungen zur Kenntnis zu bringen, daß die öster-
reichische Bundesregierung, von dem Wunsche
geleitet, die Zusammenarbeit mit Finnland auf
sozialem Gebiet durch den Austausch von Gast-
arbeitnehmern zu erweitern, bereit wäre, unter

dem Vorbehalt der Gegenseitigkeit die nach-
stehenden Bestimmungen zur Regelung dieses
Austausches anzuwenden:

Artikel 1

(1) Dieses Abkommen findet auf Gastarbeit-
nehmer Anwendung.

(2) Als Gastarbeitnehmer im Sinne des
Absatzes 1 gelten jene Staatsangehörigen der
vertragschließenden Staaten, die sich in das Gebiet
des anderen Staates begeben, um dort durch Be-
schäftigung in einem Betrieb ihre beruflichen
oder sprachlichen Kenntnisse zu vervollständigen.

(3) Die Gastarbeitnehmer sollen in der Regel
das 30. Lebensjahr nicht überschritten haben.

Artikel 2

(1) Die Gastarbeitnehmer sind berechtigt, ein
Arbeitsverhältnis unter den in den folgenden
Artikeln festgelegten Bedingungen einzugehen,
jedoch unter Vorbehalt der Rechtsvorschriften,
welche die Beschäftigung der Ausländer in
gewissen Berufen regeln.

(2) Die Zulassung der Gastarbeitnehmer erfolgt
im allgemeinen ohne Rücksicht auf die Beschäf-
tigungslage in dem betreffenden Berufe; die
vertragschließenden Staaten können jedoch ver-
einbaren, daß gewisse Berufe und Gebiete von
der Anwendung des Abkommens ausgenommen
werden.

(3) Sofern ausländische Arbeitnehmer zum An-
tr i t t einer Beschäftigung einer behördlichen
Genehmigung bedürfen, ist diese für Gastarbeit-
nehmer nicht erforderlich.

Artikel 3

(1) Die Anzahl der Gastarbeitnehmer, die in
jedem der vertragschließenden Staaten zugelassen
werden, darf im Kalenderjahr 50 (fünfzig) nicht
überschreiten.

(2) Auf das im Absatz 1 festgelegte Kontingent
zählen alle Gastarbeitnehmer, denen im Laufe
des Kalenderjahres Zulassungen erteilt werden,
unabhängig davon, für welche Dauer sie erteilt
werden und in welchem Zeitpunkt von ihnen
Gebrauch gemacht wird. Gastarbeitnehmer
zählen dann nicht auf das im Absatz 1 fest-
gelegte Kontingent des laufenden Kalender-
jahres, wenn sie sich auf Grund von Zulassungen
in einem der vertragschließenden Staaten auf-
halten, die bereits im Vorjahr erteilt worden
sind.

(3) Wird das im Absatz 1 festgelegte Kontin-
gent von den Gastarbeitnehmern eines der ver-
tragschließenden Staaten im Laufe eines
Kalenderjahres nicht erreicht, so darf dieser
weder die Anzahl der den Gastarbeitnehmern
des anderen vertragschließenden Staates erteilten
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Zulassungen verringern noch den Rest des nicht
erschöpften Kontingentes auf das folgende
Kalenderjahr übertragen.

(4) Die im Absatz 1 genannte Zahl von Gast-
arbeitnehmern kann auf Vorschlag eines der
vertragschließenden Staaten abgeändert werden.
Eine derartige Vereinbarung für das folgende
Kalenderjahr ist spätestens am 1. Dezember zu
treffen.

Artikel 4

(1) Die Dauer der Zulassung darf grundsätz-
lich ein Jahr nicht überschreiten. Verlängerungen
in Ausnahmefällen sind bis zur Höchstdauer von
sechs Monaten zulässig.

(2) Nach Ablauf des im Absatz 1 genannten
Zeitraumes darf der Gastarbeitnehmer weder
sein Arbeitsverhältnis fortsetzen noch ein neues
Arbeitsverhältnis im Aufnahmeland eingehen.

Artikel 5

(1) Die Zulassung als Gastarbeitnehmer darf
nur unter dem Vorbehalt erteilt werden, daß
der Gastarbeitnehmer keine andere Beschäfti-
gung ausüben wird als die, für welche die Zu-
lassung erteilt worden ist.

(2) Die Gastarbeitnehmer dürfen keine Be-
schäftigungen in den Betrieben antreten, die von
Streik oder Aussperrung betroffen sind. Bricht
eine solche Streitigkeit während der Dauer eines
Beschäftigungsverhältnisses eines Gastarbeit-
nehmers aus, so sind diesem soweit als möglich
alle Erleichterungen zur Auffindung eines
anderen geeigneten Arbeitsplatzes zu gewähren;
dies gilt auch für Fälle, in denen der Gastarbeit-
nehmer mit seinem Arbeitgeber in Arbeits-
streitigkeiten gerät.

Artikel 6

Die Gastarbeitnehmer dürfen nur zugelassen
werden, wenn sich die Arbeitgeber, die sie zu
beschäftigen wünschen, verpflichten, sie unter
den gleichen Arbeits- und Lohnbedingungen zu
beschäftigen, wie sie für vergleichbare Arbeits-
verhältnisse von Inländern in den Betrieben
gelten, in denen die Gastarbeitnehmer beschäftigt
werden sollen.

Artikel 7

Auf das Arbeitsverhältnis der Gastarbeit-
nehmer finden alle Vorschriften über die soziale
Sicherheit von Arbeitnehmern Anwendung.

Artikel 8

(1) Personen, die von den Bestimmungen des
vorliegenden Abkommens Gebrauch machen
wollen, haben ihr Ansuchen der zuständigen
Behörde ihres Staates (Absatz 3) vorzulegen.

Das Ansuchen hat alle für seine Prüfung
erforderlichen Angaben zu enthalten und muß
insbesondere anführen, in welchem Beruf und
gegebenenfalls in welchem Betrieb der Gast-
arbeitnehmer beschäftigt werden will. Dem An-
suchen ist ferner ein Leumundszeugnis des
Bewerbers beizuschließen.

(2) Die zuständige Behörde leitet den Antrag,
falls die Voraussetzungen erfüllt sind, an die
zuständige Behörde des anderen Staates weiter,
die über die Zulassung entscheidet. Diese Stelle
entscheidet auch über allfällige Verlängerungen
gemäß Artikel 4 Absatz 1.

(3) Die Zulassungsgesuche der österreichischen
Bewerber um einen Arbeitsplatz als Gastarbeit-
nehmer sind an das Bundesministerium für
soziale Verwaltung in Wien zu richten, die-
jenigen der finnischen Bewerber an das Mini-
sterium für Kommunikat ion und allgemeine
Arbeiten.

Artikel 9

(1) Zur Erreichung der mit dem vorliegenden
Abkommen angestrebten Ziele und um soweit
wie möglich Personen zu helfen, die sich um
einen Arbeitsplatz als Gastarbeitnehmer be-
werben, aber nicht in der Lage sind, selbst einen
solchen Arbeitsplatz zu finden, verpflichten sich
die vertragschließenden Staaten, den Austausch
von Gastarbeitnehmern durch alle geeignet
erscheinenden Maßnahmen und unter Beteiligung
der interessierten Organisationen zu fördern
und zu erleichtern.

(2) Die zuständigen Behörden der vertrag-
schließenden Staaten werden ihr möglichstes tun,
um eine Behandlung der Ansuchen in kürzester
Frist zu gewährleisten. Sie werden sich gleich-
falls bemühen, die Schwierigkeiten, die bei der
der Einreise, während des Aufenthaltes oder bei
der Ausreise der Gastarbeitnehmer bestehen
könnten, mit größter Beschleunigung zu be-
seitigen; die Bestimmungen dieses Abkommens
berühren jedoch nicht die Verpflichtungen der
Gastarbeitnehmer, die in dem Gebiete der ver-
tragschließenden Staaten geltenden Vorschriften
über die Einreise, den Aufenthalt und die Aus-
reise von Staatsangehörigen fremder Staaten
zu erfüllen.

Artikel 10

Die vertragschließenden Staaten vereinbaren
das Nähere über die zur Durchführung dieses
Abkommens erforderlichen Maßnahmen, die ein
gegenseitiges Einverständnis bedingen. Sie unter-
richten sich gegenseitig über die Änderungen
innerstaatlicher Vorschriften auf den dieses Ab-
kommen betreffenden Gebieten und regeln
etwaige bei der Auslegung und Durchführung
dieses Abkommens auftretende Schwierigkeiten
im Wege unmittelbarer Verhandlungen.
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Artikel 11

(1) Dieses Abkommen wird durch Notenaus-
tausch abgeschlossen; es t r i t t mit Beginn des
zweiten Monates in Kraft, der dem Notenaus-
tausch folgt und gilt bis zum 31. Dezember des
Jahres, in dem es in Kraft tr i t t .

(2) Das Abkommen gilt stillschweigend als
jeweils für ein weiteres Kalenderjahr verlängert,
sofern es nicht von einem der beiden vertrag-
schließenden Staaten vor dem 1. Juli zum Jahres-
ende schriftlich gekündigt wird.

(3) Im Falle der Kündigung bleiben die auf
Grund des vorliegenden Abkommens ausge-
sprochenen Zulassungen für die vorgesehene
Dauer gültig.

(4) Als Kontingent für den Rest des Kalender-
jahres des Vertragsabschlusses gilt der dem Zeit-
raum vom Inkrafttreten bis zum Jahresende
entsprechende Anteil des in Artikel 3 Absatz 1
festgesetzten Kontingentes.

Ich wäre Euer Exzellenz dankbar, wenn Sie
mir bekanntgeben würden, ob die finnische
Regierung geneigt ist, eine Vereinbarung nach
dem vorstehenden Wort laut abzuschließen.
Zutreffendenfalls würde der Austausch dieser
Note und Ihrer Antwor tnote als ein Abkommen
zwischen unseren Regierungen angesehen
werden."

Ich habe die Ehre, Euer Exzellenz mitzuteilen,
daß die finnische Regierung mit dem Inhalt
Ihrer No te einverstanden ist und den Austausch
der Noten als Abkommen zwischen den beiden
Regierungen betrachtet.

Genehmigen Euer Exzellenz die Versicherung
meiner vorzüglichsten Hochachtung.

Ahti Karjalainen m. p .

Seiner Exzellenz
Herrn Botschafter Dr. Adolf Heinrich H o b e l
Helsinki

Gemäß Artikel 11 Absatz 1 wird dieses Abkommen am 1. April 1962 in Kraft treten.

Gorbach

88.

(Übersetzung.)

VIERTES ZUSATZPROTO-
KOLL ZUM ALLGEMEI-
NEN ABKOMMEN ÜBER
DIE PRIVILEGIEN UND
IMMUNITÄTEN DES

EUROPARATES

BESTIMMUNGEN BETREF-
FEND DEN EUROPÄISCHEN

MENSCHENRECHTS-
GERICHTSHOF

Die Unterzeichnerregierun-
gen, Mitglieder des Europa-
rates:

In der Erwägung, daß gemäß
den Bestimmungen des Arti-
kels 59 der am 4. November
1950 in Rom unterzeichneten
Konvention zum Schutze der
Menschenrechte und Grund-
freiheiten (nachstehend als „die
Konvention" bezeichnet) die
Mitglieder des Europäischen

Menschenrechtsgerichtshofes
(nachstehend als „der Gerichts-
hof" bezeichnet) bei der Aus-
übung ihrer Aufgaben die in
Artikel 40 der Satzung des
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Europarates und in den auf
Grund dieses Artikels abge-
schlossenen Abkommen vorge-
sehenen Privilegien und
Immunitäten genießen,

In der Erwägung, daß es er-
forderlich ist, diese Privilegien
und Immunitäten in einem Zu-
satzprotokoll zu dem am
2. September 1949 in Paris
unterzeichneten Allgemeinen
Abkommen über die Privilegien
und Immunitäten des Europa-
rates zu bestimmen und zu
präzisieren,

Sind wie folgt übereinge-
kommen:

ARTIKEL 1

Bei der Anwendung dieses
Zusatzprotokolls bezeichnet der
Ausdruck „Richter" in gleicher
Weise die gemäß Artikel 39 der
Konvention gewählten Richter
wie auch jeden gemäß Artikel 43
der Konvention bestellten
ad hoc-Richter.

ARTIKEL 2

Die Richter genießen bei der
Ausübung ihrer Aufgaben so-
wie auf den in Ausübung ihrer
Aufgaben durchgeführten Rei-
sen die folgenden Privilegien
und Immunitäten:

a) Schutz vor persönlicher
Verhaftung oder Zurückhaltung
und vor Beschlagnahme ihres
persönlichen Gepäcks und, in
bezug auf ihre mündlichen und
schriftlichen Äußerungen sowie
alle Handlungen, die sie in
ihrer offiziellen Eigenschaft
setzen, Schutz vor jeglicher Ge-
richtsbarkeit;

b) für sich selbst und für
ihre Ehegatten Befreiung von
allen Beschränkungen ihrer Be-
wegungsfreiheit in bezug auf
Ausreise aus dem Staat ihres
Wohnsitzes und Rückkehr in
diesen sowie Einreise in den
Staat, in welchem sie ihre Auf-
gaben ausüben, und Ausreise aus
demselben, weiters Befreiung
von der Ausländerregistrierung
in den Staaten, die sie bei der
Ausübung ihrer Aufgaben be-
suchen oder durchreisen.
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ARTIKEL 3

Während der in Ausübung
ihrer Aufgaben durchgeführten
Reisen werden den Richtern
hinsichtlich der Zoll- und De-
visenkontrolle gewährt:

a) von ihrer eigenen Regie-
rung die gleichen Erleichte-
rungen, die deren hohen Be-
amten, die sich in vorüber-
gehender amtlicher Mission ins
Ausland begeben, gewährt wer-
den.

b) von den Regierungen der
anderen Mitglieder die gleichen
Erleichterungen, wie sie den
Leitern der diplomatischen
Missionen gewährt werden.

ARTIKEL 4

1. Die Dokumente und Schrift-
stücke des Gerichtshofes, der
Richter und der Gerichtskanzlei
sind, soweit sie die Tätigkeit
des Gerichtshofes betreffen, un-
verletzlich.

2. Der amtliche Schriftverkehr
und andere amtliche Mit-
teilungen des Gerichtshofes,
seiner Mitglieder und der Ge-
richtskanzlei dürfen weder zu-
rückgehalten noch zensuriert
werden.

ARTIKEL 5

um den Richtern volle Rede-
freiheit und volle Unabhängig-
keit bei der Ausübung ihrer
Aufgaben zu sichern, wird ihnen
der Schutz vor gerichtlicher
Verfolgung in bezug auf ihre
schriftlichen und mündlichen
Äußerungen sowie alle Hand-
lungen, die sie bei der Aus-
übung ihrer Aufgaben gesetzt
haben, weiterhin gewährt, auch
wenn die betreffenden Personen
nicht weiter mit der Durch-
führung solcher Aufgaben be-
traut sind.

ARTIKEL 6

Die Privilegien und Immuni-
täten werden den Richtern nicht
zu ihrem persönlichen Vorteil
gewährt, sondern um ihnen
die unabhängige Ausübung
ihrer Aufgaben zu sichern.
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Der in Plenarsitzung tagende
Gerichtshof allein ist befugt,
die Immunität seiner Mit-
glieder aufzuheben; er hat
nicht nur das Recht, sondern
die Pflicht, die Immunität eines
Richters in jedem Falle aufzu-
heben, in dem nach seiner Mei-
nung die Immunität den Lauf
der Gerechtigkeit hindern
würde und in dem die Immuni-
tät ohne Nachteil für den
Zweck, für den sie gewährt
wurde, aufgehoben werden
kann.

ARTIKEL 7

1. Die Bestimmungen der
Artikel 2 bis 5 dieses Zusatz-
protokolls finden Anwendung
auf den Gerichtsschreiber des
Gerichtshofes sowie auf den
stellvertretenden Gerichtsschrei-
ber, wenn dieser den Gerichts-
schreiber vertritt, unbeschadet
der Privilegien und Immuni-
täten, auf die diese Personen
nach den Bestimmungen des
Artikels 18 des Allgemeinen
Abkommens über die Privi-
legien und Immunitäten des
Europarates Anspruch haben.
2. - Die Bestimmungen des
Artikels 18 des Allgemeinen
Abkommens über die Privi-
legien und Immunitäten des
Europarates finden auf den
stellvertretenden Gerichtsschrei-
ber des Gerichtshofes in Aus-
übung seiner Aufgaben An-
wendung, selbst wenn er nicht
in Vertretung des Gerichts-
schreibers, tätig ist.

3. Die in den Absätzen 1 und 2
dieses Artikels vorgesehenen
Privilegien und Immunitäten
werden dem Gerichtsschreiber
und dem stellvertretenden Ge-
richtsschreiber nicht zu ihrem
persönlichen Vorteil gewährt,
sondern im Hinblick auf die
gute Erfüllung ihrer Aufgaben.
Der in Plenarsitzung tagende
Gerichtshof allein ist befugt, die
Immunität seines Gerichts-
schreibers und seines stellver-
tretenden Gerichtsschreibers auf-
zuheben; er hat nicht nur das
Recht, sondern die Pflicht, diese
Immunität in jedem Fall aufzu-
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heben, in dem nach seiner Mei-
nung die Immunität den Lauf
der Gerechtigkeit hindern
würde und in dem die Immuni-
tät ohne Nachteil für den
Zweck, für den sie gewährt
wurde, aufgehoben werden
kann.

ARTIKEL 8

1. Jeder Staat kann im Zeit-
punkt der Unterzeichnung ohne
Ratifikationsvorbehalt, der
Ratifikation oder in der Folge
zu jedem anderen Zeitpunkt
durch eine an den General-
sekretär des Europarates ge-
richtete Mitteilung erklären,
daß dieses Zusatzprotokoll auf
alle oder einzelne Gebiete An-
wendung findet, für deren
internationale Beziehungen er
verantwortlich ist und in denen
die Konvention zum Schutze
der Menschenrechte und Grund-
freiheiten gemäß ihrem
Artikel 63 Anwendung findet.

2. Das Zusatzprotokoll findet
auf das oder die in der Er-
klärung bezeichneten Gebiete
vom dreißigsten Tage an An-
wendung, welcher dem Tage des
Eingangs der Erklärung beim
Generalsekretär des Europa-
rates folgt.

ARTIKEL 9

Dieses Zusatzprotokoll wird
zur Unterzeichnung durch die
Mitglieder des Europarates auf-
gelegt; diese können ihre Mit-
gliedschaft hiezu begründen:

a) durch Unterzeichnung
ohne Vorbehalt der Ratifikation
oder

b) durch Unterzeichnung
unter Vorbehalt der Ratifika-
tion und nachfolgende Rati-
fikation.

Die Ratifikationsurkunden
werden beim Generalsekretär
des Europarates hinterlegt.

ARTIKEL 10

1. Dieses Zusatzprotokoll tritt
in Kraft, sobald es drei Mit-
glieder des Europarates gemäß
Artikel 9 ohne Vorbehalt der
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Ratifikation unterzeichnet oder
es ratifiziert haben.

2. Für jedes Mitglied, das es
in der Folge ohne Vorbehalt
der Ratifikation unterzeichnet
oder es ratifiziert, tritt das Zu-
satzprotokoll mit dem Tage der
Unterzeichnung oder der
Hinterlegung der Ratifikations-
urkunde in Kraft.

ARTIKEL 11

Der Generalsekretär des
Europarates notifiziert dessen
Mitgliedern:

a) die Namen der Unter-
zeichnerstaaten und die Hinter-
legung jeder Ratifikations-
urkunde;

b) den Zeitpunkt des Inkraft-
tretens dieses Zusatzprotokolls.

Zu Urkund dessen haben die
hiezu gehörig befugten Unter-
zeichneten dieses Protokoll
unterschrieben.

Geschehen zu Paris, am
16. Dezember 1961 in eng-
lischer und französischer
Sprache, wobei jeder Text
gleichermaßen verbindlich ist,
in einer Urschrift, die im
Archiv des Europarates hinter-
legt wird. Der Generalsekretär
übermittelt jeder Unterzeichner-
regierung eine beglaubigte Ab-
schrift.

Das vorliegende Vierte Zusatzprotokoll ist für Österreich am 16. Dezember 1961 in Kraft ge-
treten; es steht derzeit auch für Dänemark, die Niederlande und Norwegen in Kraft.

Gorbach
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